Antragsvorlage für Kommunen

Frau Oberbürgermeisterin / Herrn Oberbürgermeister

Name

Anschrift

Antrag vom XX.XX.XX

Eingang bei X/XX:

Datum:

Uhrzeit:

Antrag: Werbung nur auf Wunsch

Stadträtinnen/Stadträte – Fraktion

In [Name der Stadt/Kommune] sollen nur diejenigen Werbung bekommen, die diese erhalten möchten. Eine repräsentative Umfrage des Meinungsforschungsinstituts Yougov (2019) zeigt, das sind nicht viele: 76 Prozent der Menschen in Deutschland wünschen keine nicht-adressierte Werbepost und schmeißen diese in den meisten Fällen ungelesen weg.

Das Ausmaß der Problematik zeigt eine aktuelle Erhebung der Uni Gießen (2021). Demnach landen jedes Jahr zwischen 1,3-1,83 Millionen Tonnen nicht-adressierter Werbung in den deutschen Briefkästen. Das sind bis zu 10 Prozent des gesamten deutschen Papierkonsums, welcher im Jahr 2018 der viertgrößte weltweit war (Statista, 2018).

In [Name der Stadt/Kommune] wollen [Anteil] explizit keine Werbung und haben einen „Keine Werbung Bitte“ Aufkleber angebracht. Dieser ist in vielen Fällen nicht effektiv, wodurch Bürger*innen neben der Vermüllung des privaten und unmittelbaren Lebensraumes mit der Nachverfolgung sowie indirekt den Kosten der Entsorgung auf kommunaler Ebene belastet werden.

Die Alternative gibt es: das Opt-In-Modell. Das Verfahren, bei dem Empfänger*innen vorab zustimmen, ob sie die jeweilige Werbung empfangen möchten, wurde bei der E-Mail-Werbung bereits erfolgreich eingeführt. Dafür setzt sich das Städtebündnis gegen Werbeflut ein. Kommunen, Städte und zivilgesellschaftliche Initiativen, die Teil des Bündnisses sind, fordern per Grundsatzbeschluss eine bundesweit gesetzliche Regelung für nicht-adressierte Briefkastenwerbung. Das Bündnis ist kostenfrei und

wird von dem gemeinnützigen Verein Letzte Werbung koordiniert. Auf der Webseite des Vereins sind Informationsmaterialien darüber zu finden, wie das Bündnis funktioniert.

Vor diesem Hintergrund beantragen wir, dass [Name der Stadt/Kommune] dem Städtebündnis gegen Werbeflut beitritt und sich zu den folgenden Grundsätzen bekennt:

1) Die [Stadt/Kommune] befürwortet die Einführung eines Opt-In-Modells für Werbepost und signalisiert ihre eindeutige Bereitschaft gegenüber dem [Bundesland] und der Bundesrepublik Deutschland, die Opt-In-Lösung lokal umzusetzen.

2) Die [Stadt/Kommune] setzt sich gegenüber der Bundesregierung dafür ein, dass die rechtlichen Voraussetzungen für eine deutschlandweite Umsetzung der Opt-In-Lösung für Werbepost geschaffen werden. Dafür beteiligt sie sich an den geplanten Schritten: der aktiven Kommunikation gegenüber dem Bundesministerium für Wirtschaft und Klimaschutz, dem Bundesministerium für Umwelt, Naturschutz, nukleare Sicherheit und Verbraucherschutz und der Beauftragten für Kultur und Medien, sowie gegenüber dem Deutschen Städtetag.

3) Die [Stadt/Kommune] veröffentlicht alle Handlungen, die sie im Zuge der Initiative „Opt-In“ unternimmt.


(Ort / Datum)
(Unterschrift)

